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Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fir Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung vom 28.02.2003
(GVOBI. Schl.-H. 2003, S. 57), zuletzt geadndert durch Gesetz vom 04.01.2018 (GVOBI. Schl.-H. 2018
S. 6) und der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in
der Fassung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. 2005 S. 27), zuletzt geandert durch Gesetz vom
18.03.2018 (GVOBI. Schl.-H. 2018 S. 69) wird nach Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenver-
sammlung vom 28.08.2018 folgende Satzung lber die Aufhebung der Satzung der Stadt Nortorf tber
die Erhebung von Beitragen fir die Herstellung, den Ausbau und Umbau sowie die Erneuerung von
StraBen, Wegen und Platzen (Ausbaubeitragssatzung) erlassen:

§1 Aufhebung

Die Satzung der Stadt Nortorf Gber die Erhebung von Beitragen fiir die Herstellung, den Ausbau und
Umbau sowie die Erneuerung von Strallen, Wegen und Platzen (Ausbaubeitragssatzung) vom
29.02.2000 in der Fassung der 5. Nachtragssatzung wird hiermit aufgehoben.

§2 Inkrafttreten

Diese Aufhebunag tritt rickwirkend zum 26.01.2018 in Kraft.

Soweit Abgabenanspriiche vor dem Inkrafttreten dieser Aufhebung entstanden sind, gilt die Ausbaubei-
tragssatzung der Stadt Nortorf in der mafigeblichen Fassung weiterhin.

Nortorf, den 06.09.2018

Stadt Nortorf
Der Biirgermeister

Ab hier Satzungstext vor der Aufhebung

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung
vom 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. 2003, S. 57) und der §§ 1, 2 und 8 des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom
10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. 2005 S. 27), zuletzt geandert durch Gesetz vom
18.03.2018 (GVOBI. Schl.-H. 2018 S. 69) wird nach Beschlussfassung durch die
Stadtverordnetenversammlung vom 28.08.2018 folgende 5. Nachtragssatzung zur
Ausbaubeitragssatzung vom 29.02.2000 erlassen:



§ 1 - Allgemeines

Zur teilweisen Deckung des Aufwandes fur die Herstellung und Erneuerung sowie
den Ausbau und Umbau

a) von vorhandenen Ortsstral’en im Sinne des § 242 BauGB,

b) von nach den §§ 127 ff. BauGB erstmalig hergestellten Stralen, Wegen und
Platzen und

c) von nicht zum Anbau bestimmten Stralen, Wegen und Platzen

als offentliche Einrichtung erhebt die Stadt Beitrage von den Grundstuckseigentime-
rinnen und Grundstlckseigentimern oder an deren Stelle von den zur Nutzung an
diesen Grundstucken dinglich Berechtigten, denen die Herstellung und Erneuerung
sowie der Ausbau und Umbau Vorteile bringt.

§ 2 - Beitragsfahiger Aufwand

(1) Zum Aufwand, der durch Beitrage gedeckt wird, gehdren nach Maligabe des
Bauprogramms die tatsachlichen Kosten insbesondere fur

1. den Erwerb der erforderlichen Grundflachen einschlie3lich der der bei-
tragsfahigen MaRnahme zuzuordnenden Ausgleichsflachen; hierzu gehort
auch der Wert der von der Stadt aus ihrem Vermogen eingebrachten Fla-
chen im Zeitpunkt der Bereitstellung einschlieRlich der Kosten der Bereit-
stellung;

2. die Freilegung der Flachen;

3. den Stral’en-, Wege- und Platzkorper einschlieBlich Unterbau, Oberflache,
notwendige Erhdhungen oder Vertiefungen, die Anschllisse an andere
StralRen, Wege und Platze, insbesondere

a) die Fahrbahn,

b) die Gehwege,

c) die Rinnen- und Randsteine, auch wenn sie hohengleich zu den um-
gebenden Flachen ausgebildet sind,

d) die Park- und Abstellflachen,

e die Radwege,

f)  die kombinierten Geh- und Radwege,

g) die unbefestigten Rand- und Grinstreifen, das StralRenbegleitgrin in
Form von Baumen, Strauchern, Rasen- und anderen Grunflachen so-
wie die Herrichtung der Ausgleichsflachen, die der Mal3hahme zuzu-
ordnen sind,

h) die Béschungen, Schutz- und Stutzmauern,

i)  die Bushaltebuchten;

4. die Beleuchtungseinrichtungen;



(2)

(4)

(7)

5. die Entwasserungseinrichtungen;

6. die Mischflachen, FulRigangerzonen und verkehrsberuhigten Bereiche ein-
schlief3lich Unterbau, Oberflache sowie notwendige Erhéhungen und Ver-
tiefungen sowie Anschlusse an andere Stral3en-, Wege- oder Platzeinrich-
tungen,;

7. die Moblierung einschlieRlich Blumenkulbel, Sitzbanke, Brunnenanlagen,
Absperreinrichtungen, Zierleuchten, Anpflanzungen und Spielgerate, so-
weit eine feste Verbindung mit dem Grund und Boden besteht.

Das Bauprogramm fir die beitragsfahige MaRnahme kann bis zur Entstehung
des Beitragsanspruchs geandert werden.

Zuwendungen aus offentlichen Kassen sind nicht vom beitragsfahigen Aufwand
abzusetzen, sondern dienen der Finanzierung des Stadtanteils. Soweit die Zu-
wendungen uber den Stadtanteil hinausgehen, mindern sie den Beitragsanteil,
sofern sie nicht dem Zuwendungsgeber zu erstatten sind. Andere Bestimmun-
gen konnen sich aus dem Bewilligungsbescheid oder aus gesetzlich festgeleg-
ten Bedingungen fur die Bewilligung von Zuwendungen ergeben.

Aufwand fur die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und
Kreisstral3en ist nur beitragsfahig, soweit die Stadt Baulasttrager ist.

Die Kosten fur die laufende Unterhaltung der Stral’en, Wege und Platze sowie
allgemeine Verwaltungskosten gehoéren nicht zum Aufwand, flr den Beitrage er-
hoben werden.

Mehrkosten fur zusatzlich oder starker auszubauende Grundstickszufahrten im
offentlichen Verkehrsraum sind keine beitragsfahigen Aufwendungen, sondern
von der jeweiligen Grundstuckseigentumerin bzw. vom jeweiligen Grundstucks-
eigentimer zu erstatten.

FUr Immissionsschutzanlagen, selbstandige Park- und Abstellflachen sowie
selbstandige Grunflachen werden aufgrund einer besonderen Satzung Beitrage
erhoben.

§ 3 - Beitragspflichtige / Beitragspflichtiger

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-
gentumerin oder Eigentiumer des Grundstucks oder zur Nutzung am Grundstuck
dinglich Berechtigte oder Berechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamt-
schuldnerinnen oder Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die
Wohnungs- und Teileigentimerinnen bzw. Wohnungs- und Teileigentimer entspre-
chend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.



§ 4 - Vorteilsregelung, Stadtanteil

(1) Vom beitragsfahigen Aufwand gemaR § 2 werden folgende Anteile auf die Bei-
tragspflichtigen umgelegt (umlagefahiger Aufwand):

1.

fur die Herstellung, Erneuerung, den Ausbau und Umbau der Fahrbahn (§
2 Abs. 1 Ziffer 3a), fir Radwege (§ 2 Abs. 1 Ziffer 3e) sowie fur Boschun-
gen, Schutz-, Stutzmauern und Bushaltebuchten (§ 2 Abs. 1 Ziffer 3h und
3i) an StralRen, Wegen und Platzen,

a) die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstral3en),

bis zu einer durchschnittlichen Fahrbahnbreite von 7,00 m
53 v.H.

b) die im Wesentlichen dem innerértlichen Verkehr dienen (Haupter-
schliefungsstraf3en), bis zu einer durchschnittlichen Fahrbahnbreite
von 10,00 m 25 v.H.

c) dieim Wesentlichen dem durchgehenden innerortlichen Verkehr oder
uberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstralien), bis
zu einer durchschnittlichen Fahrbahnbreite von 20,00 m, 10 v.H.

fur die Herstellung, Erneuerung, den Ausbau und Umbau der ubrigen Stra-
Reneinrichtungen gemanl § 2 Abs. 1 Ziffer 3b, ¢, d und g sowie Ziffer 4 und
5 an StralRen, Wegen und Platzen,

die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstralen)

53 v.H.
die im Wesentlichen dem innerértlichen Verkehr dienen (Haupterschlie-
Rungsstrallen) 35 v.H.

die im Wesentlichen dem durchgehenden innerdrtlichen Verkehr oder
Uberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstraflien)
30 v.H.

fur die Herstellung, Erneuerung, den Ausbau und Umbau von kombinierten
Geh- und Radwegen (§ 2 Abs. 1 Ziffer 3f ) an StraRen, Wegen und Plat-
zen,

die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstralen)

53 v.H.
die im Wesentlichen dem innerértlichen Verkehr dienen (Haupterschlie-
Rungsstrallen) 25 v.H.

die im Wesentlichen dem durchgehenden innerdrtlichen Verkehr oder
Uberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstraflien)
20 v.H.

fur den Umbau von Strallen, Wegen und Platzen zu Mischflachen und den
Ausbau von vorhandenen Mischflachen (§ 2 Abs. 1 Ziffer 6),

die im Wesentlichen dem Anliegerverkehr dienen (Anliegerstralen)

53 v.H.
die im Wesentlichen dem innerértlichen Verkehr dienen (Haupterschlie-
Rungsstrallen) 25 v.H.



(2)

c) dieim Wesentlichen dem durchgehenden innerortlichen Verkehr oder
Uberdrtlichen Durchgangsverkehr dienen (Hauptverkehrsstraflien)
15 v.H.

5. fur den Umbau von Stral3en, Wegen und Platzen zu Ful3gangerzonen und
den Ausbau von vorhandenen Fu3gangerzonen (§ 2 Abs. 1 Ziffer 6)
35 v.H.

6. furden Umbau von Stralden, Wegen und Platzen zu verkehrsberuhigten
Bereichen und den Ausbau von vorhandenen verkehrsberuhigten Berei-
chen (§ 2 Abs. 1 Ziffer 6) 53 v.H.

7. StralRen und Wege, die nicht zum Anbau bestimmt sind (AuBenbereichs-
straBBen),

a) die Uberwiegend dem Anliegerverkehr dienen und keine Stadtverbin-
dungsfunktion haben (insbesondere Wirtschaftswege im Sinne des §
3 Abs. 1 Nr. 4a StrWG), werden den AnliegerstraBen gleichgestellt
(Abs. 1 Ziff. 1a, 2a, 3a, 4a),

b) die Uberwiegend der Verbindung von Ortsteilen und anderen Ver-
kehrswegen innerhalb des Stadtgebietes dienen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3b 2.
Halbsatz StrWG), werden den HaupterschlieBungsstraBen gleich-
gestellt (Abs. 1 Ziff 1b, 2b, 3b, 4b),

c) die Uberwiegend dem Verkehr zu und von Nachbargemeinden dienen
(§ 3 Abs. 1 Nr. 3b 1.Halbsatz StrWG), werden den Hauptverkehrsstra-
Ren gleichgestellt (Abs. 1 Ziff. 1c, 2¢, 3c, 4c¢).

8. Grunderwerb, Freilegung und Moblierung (§ 2 Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 7) wer-
den den beitragsfahigen Teilanlagen bzw. Anlagen (§ 2 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6)
entsprechend zugeordnet.

Endet eine Stralde oder ein Weg mit einem Wendeplatz oder sind Abbiegespu-
ren angelegt, so vergrofdern sich dafur die in Abs. 1 Ziffer 1 angegebenen Malle
um die Halfte, im Bereich eines Wendeplatzes auf mindestens 18 m. Die Male
gelten nicht fur Aufweitungen im Bereich von Einmundungen.

Die Anteile am beitragsfahigen Aufwand, die nicht nach Absatz 1 umgelegt wer-
den, werden als Abgeltung des o6ffentlichen Interesses von der Stadt getra-
gen (Stadtanteil).

- Abrechnungsgebiet - Verteilung des umlagefahigen
Aufwandes

Der nach § 4 ermittelte umlagefahige Aufwand wird auf die Grundstlucke, denen
durch die Inanspruchnahmemaglichkeit der Einrichtung Vorteile erwachsen,
nach Maligabe des § 6 verteilt (Abrechnungsgebiet).



(2) Das Abrechnungsgebiet bilden die gesamten Grundsticke, denen von der
Stralde, dem Weg oder Platz als 6ffentlicher Einrichtung (§ 1) Zugangs- oder
Anfahrmoglichkeit verschafft wird (erschlossene Grundstucke im weiteren
Sinne).

(3) Fur selbstandig benutzbare Abschnitte einer Einrichtung kann der Aufwand
selbstandig ermittelt und erhoben werden. Wird ein Abschnitt gebildet, so be-
steht das Abrechnungsgebiet aus den durch den Abschnitt erschlossenen
Grundstucken.

(4) Grundstuck im Sinne dieser Satzung ist grundsatzlich das Grundstitck im bur-
gerlich-rechtlichem Sinne (Buchgrundstuck).

§ 6 - BeitragsmaRstab

(1) Der Beitragsanteil wird nach der gewichteten Grundstiicksflache auf die das
Abrechnungsgebiet (§ 5 ) bildenden Grundstlicke verteilt.

(2) FuUr die Ermittlung der Grundstiicksflache gilt:

1.

Soweit Grundstiicke im Bereich eines Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) o-
der in einem Gebiet, fur das die Stadt beschlossen hat, einen Bebauungs-
plan aufzustellen (§ 33 BauGB), liegen, wird die Flache, auf die der Be-
bauungsplan bzw. der Bebauungsplanentwurf die bauliche, gewerbliche,
industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung bezieht, in vollem
Umfang (Vervielfaltiger 1,0) bericksichtigt. Fur Teile der Grundsttcksfla-
che, auf die der Bebauungsplan die bauliche, gewerbliche, industrielle oder
vergleichbare Nutzungsfestsetzung nicht bezieht oder Grundsticke, die
danach nicht baulich, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise
nutzbar sind, gilt ein Vervielfaltiger von 0,05; Abs. 2 Ziff. 3 Satze 2 und 3
gelten entsprechend.

Liegt ein Grundstick oder liegen Teile der Grundstucksflache nicht im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes, aber im unbeplanten Innenbereich
(§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 35 Abs. 4
BauGB (Aul3enbereichssatzung), wird die Grundstlcksflache, die baulich,
gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt wird oder genutzt werden
kann, in vollem Umfang (Vervielfaltiger 1,0) berlcksichtigt. Als Flache in
diesem Sinne gilt die Grundstlcksflache bis zu einer Tiefe von 50 m (Tie-
fenbegrenzungsregelung). Ist das Grundstlck Uber die Tiefenbegren-
zungsregelung hinaus baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar ge-
nutzt, wird die Flache bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Als
Bebauung in diesem Sinne gelten nicht: untergeordnete Baulichkeiten wie
z.B. Gartenhauser, Schuppen, Stalle fur die Geflugelhaltung flr den Eigen-
verbrauch und dgl., wohl aber Garagen. Bei Grundsticken, auf denen eine
Hinterbebauung (zweite Baureihe) zulassig ist, wird die Flache bis zu ei-
ner Tiefe von 100 m zugrunde gelegt. Fur die vorstehenden Regelungen
dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar



genutzten Grundstucksflache eine Linie im gleichmaligen Abstand von der
Stralde, dem Weg oder dem Platz.

Der Abstand wird

a) bei Grundstlicken, die an die Stral’e, den Weg oder Platz angrenzen,
von der Straldengrenze aus gemessen,

b) bei Grundsticken, die mit der Strale, dem Weg oder dem Platz nur
durch eine Zuwegung verbunden sind, vom Ende der Zuwegung an
gemessen,

c) bei Grundstlucken, die so an einem Platz, einem Wendehammer oder
in einer Lage zur Stral3e oder zum Weg liegen, dass eine Linie nach
Buchst. a) oder b) nicht ermittelt werden kann, als Kreisbogen um den
Mittelpunkt des Platzes gebildet,

d) Dbei Grundstucken, die nicht an die Stral3e, den Weg oder Platz an-
grenzen, von der nachsten zugewandten Grundstlcksseite aus ge-
messen.

Die Uber die nach den vorstehenden Tiefenbegrenzungsregelungen hinaus
gehenden Flachen des Grundstulicks, die nicht baulich, gewerblich, industri-
ell oder vergleichbar genutzt werden kdnnen, werden mit dem Vervielfalti-
ger 0,05 angesetzt.

Fir bebaute Grundstiicke im AuBenbereich ( § 35 BauGB ) wird als
Grundstucksflache fur den bebauten Teil die mit Gebauden tberbaute Fla-
che vervielfaltigt mit 5, der Ubrige Teil der Grundstticksflache wird mit dem
Vervielfaltiger 0,05 berucksichtigt; hochstens wird die tatsachliche Grund-
stlicksflache berlcksichtigt. Der unbebaute gewerblich, industriell oder in
ahnlicher Weise genutzte Teil von Grundstucken im Aufdenbereich wird mit
dem Vervielfaltiger 1,0, der Ubrige Teil der Grundstlcksflache wird mit dem
Vervielfaltiger 0,05 berucksichtigt. Als Nutzung in ahnlicher Weise im Sinne
von Satz 2 gelten insbesondere Schulhoéfe, genutzte Flachen von Kompos-
tieranlagen, Abfallbeseitigungsanlagen, Stellplatze und Kiesgruben. Fur
alle anderen unbebauten Grundsticke im Au3enbereich, insbesondere
land- und forstwirtschaftlich genutzte, wird die Grundstucksflache mit dem
Vervielfaltiger 0,05 angesetzt.

Anstelle der in Ziffer 1 bis 3 geregelten Vervielfaltiger wird die (bebaute
und unbebaute) Grundstlcksflache bei nachfolgenden Funktionen in den
Fallen der Ziffer 1 aufgrund der zulassigen, in den Fallen der Ziffer 2 und
3 aufgrund der tatsachlichen Nutzungen gemaf nachstehender Tabelle
angesetzt:

a) Friedhofe 0,3

b) Sportplatze 0,3

c) Kleingarten 0,5

d) Freibader 0,5

e) Campingplatze 0,7

f)  Flachen fur den Naturschutz und die Landespflege 0,02
g) Teichanlagen, die zur Fischzucht dienen, 0,05

h) Gartenbaubetriebe im AufRenbereich 0,4



(3) Fur die Ermittlung des unterschiedlichen MaRes der Nutzung wird die nach
Absatz 2 ermittelte Grundstiicksflache, ohne die mit dem Faktor 0,05 bertck-
sichtigten Flachen,

1.

vervielfacht mit:

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder funf Vollgeschossen

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen.

FUr Grundstucke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungs-
planentwurf erfasst sind, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Istdie Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der hochstzulassigen
Zahl der Vollgeschosse, sofern nicht flir Grundstlcksteile unter-
schiedliche Vollgeschosszahlen festgesetzt sind.
aa) Wenn fur Grundstucksteile unterschiedliche Vollgeschosszahlen

festgesetzt sind, wird die Grundstucksflache (§ 6 Abs. 2) im Ver-
haltnis der Grundflache der vorhandenen baulichen Anlagen, die
jeweils ein, zwei oder weitere Vollgeschosse aufweisen, aufge-
teilt. Wenn auf solchen Grundstticken die zulassige Geschoss-
zahl nicht ausgenutzt wurde, sowie bei unbebauten, baulich oder
gewerblich nutzbaren Grundstticken richtet sich die Aufteilung
nach dem Durchschnitt der in der naheren Umgebung vorhande-
nen Aufteilungsquoten.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollge-
schosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf
volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

c) Ist nurdie zulassige Gebaudehdhe festgesetzt, gilt als Zahl der Voll-
geschosse die hochstzulassige Hohe, geteilt durch 3,5m, wobei
Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

Ist tatsachlich eine hohere als die festgesetzte Zahl der Vollge-
schosse zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu legen;
das gilt entsprechend, wenn die zulassige Baumassenzahl oder die
hdchstzulassige Gebaudehohe uberschritten wird.

FUr Grundstucke oder Grundsticksteile, soweit sie von einem Bebauungs-
plan nicht erfasst sind oder fur Grundstucke oder Grundstucksteile, fur die
ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder

die Gebaudehodhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse

a) bei bebauten Grundstucken aus der Hochstzahl der tatsachlich vor-
handenen Vollgeschosse. Abs. 3 Ziffer 2aa) ist sinngemafl anzuwen-
den, wenn unterschiedliche Vollgeschosse vorhanden sind. Sind
keine Vollgeschosse vorhanden oder nur Vollgeschosse hdher als
3,50 m, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Hohe des Bauwerks geteilt
durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet
werden, mindestens ein Vollgeschoss.



b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundsticken aus der Zahl der auf
den Grundstlcken zulassigen Vollgeschosse;

c) bei Kirchengrundsticken sowie Grundstiicken, auf denen keine Be-
bauung zuladssig ist, die aber gewerblich oder industriell genutzt wer-
den konnen, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt;

d) bei Grundstlicken, auf denen Garagen oder Stellplatze zulassig oder
vorhanden sind, wird die tatsachlich vorhandene Zahl der Geschosse,
mindestens ein Vollgeschoss, zugrunde gelegt.

(4) FUr Grundsticke in Kern-, Gewerbe-, Industrie- oder sonstigen Sondergebieten
(§ 11 BauNVO ) sowie Grundstucke in anderen Gebieten, die Uberwiegend ge-
werblich oder industriell genutzt werden, werden die nach Abs. 3 ermittelten
Flachen um 30 v.H. erhoht.

Ob ein Grundstuck, das sowohl Wohnzwecken als auch gewerblichen Zwecken
dient, Gberwiegend im Sinne des Satzes 1 genutzt wird, bestimmt sich nach
dem Verhaltnis, in dem die Nutzung der Geschossflachen zueinander steht. Hat
die gewerbliche Nutzung des Gebaudes nur untergeordnete Bedeutung und be-
zieht sich die Nutzung Uberwiegend auf die Grundstucksflache (z.B. Fuhrunter-
nehmen, Betrieb mit groRen Lagerflachen u.a.), so ist fur die Beurteilung der
uberwiegenden Nutzung anstelle der Geschossflache von der Grundstucksfla-
che auszugehen.

(5) Grundstlcke, die durch mehrere Stralden, Wege und Platze erschlossen werden
(Eckgrundstiicke), sind fur alle Strallen, Wege und Platze beitragspflichtig; der
sich nach § 6 Abs. 2 bis 4 ergebende Beitrag wird nur zu zwei Dritteln erhoben.
Den ubrigen Teil tragt die Stadt. Die vorstehenden Regelungen gelten nicht,
wenn die Stadt fur die zweite Stralde keine Baulast an der Fahrbahn hat, sowie
ebenfalls nicht fur Grundstucke in Kern-, Gewerbe-, Industrie- oder sonstigen
Sondergebieten (§ 11 BauNVO) sowie fur Grundstlcke in anderen Gebieten,
die Uberwiegend gewerblich oder industriell genutzt werden; Abs. 4 Satze 2 und
3 gelten entsprechend.

(6) Liegt ein Grundstlick zwischen zwei Strallen, Wegen oder Platzen, so ist Absatz
5 entsprechend anzuwenden. Absatz 5 ist auch anzuwenden, wenn ein Grund-
stiick an einem Stral’enzug liegt, fur den in Héhe des Grundstlickes beitrags-
rechtlich zwei gesondert abzurechnende Einrichtungen zu bilden sind (z.B.
Ubergang vom Innenbereich in den AuBenbereich, Einrichtungen mit unter-
schiedlicher Verkehrsfunktion).

§ 7 - Entstehung der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht mit dem Abschluss der beitragsfahigen MalRnahme ent-
sprechend dem Bauprogramm. Bei einer Kostenspaltung entsteht der Teilanspruch
mit dem Abschluss der Teilmal3hahme und dem Ausspruch der Kostenspaltung.



§ 8 - Kostenspaltung

Die Stadt kann die Erhebung von Beitragen ohne Bindung an eine bestimmte Rei-
henfolge getrennt fur jede Teileinrichtung oder zusammen flr mehrere Teileinrichtun-
gen selbstandig anordnen. Teileinrichtungen sind:

1. die Fahrbahn einschlieRlich der Park- und Abstellflachen, der Rinnen- und
Randsteine sowie der Bushaltebuchten,

die Radwege,

die Gehwege,

die Beleuchtungseinrichtungen,

die StralRenentwasserung,

die Mdblierung von Stral3en-, Wege- und Platzkorpern,

die kombinierten Geh- und Radwege und

die Mischflachen.
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Aufwendungen fur den Grunderwerb, die Freilegung und das Stral3enbegleitgrin
werden den Teilanlagen entsprechend zugeordnet. Unbefestigte Rand- und Grln-
streifen sowie Boschungen, Schutz- und Stutzmauern gehoren jeweils zu den unmit-
telbar angrenzenden Teilanlagen.

§ 9 - Beitragsbescheid

(1) Sobald die Beitragspflicht entstanden ist (§ 7 ), werden die Beitrage durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt.



(2) Der Beitragsbescheid enthalt:

1. Die Bezeichnung der MaRnahme, bei Kostenspaltung der TeilmalRnahme,
fur die Beitrage erhoben werden,

den Namen der / des Beitragspflichtigen,

die Bezeichnung des Grundstlickes,

die Hohe des Beitrages,

die Berechnung des Beitrages,

die Angabe des Zahlungstermins,

eine Rechtsbehelfsbelehrung.
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§ 10 - Vorauszahlungen

Sobald mit der Durchfuhrung einer beitragsfahigen Mallinahme begonnen worden ist,
kann die Stadt angemessene Vorauszahlungen bis zur Hohe des voraussichtlichen
Beitrages erheben. Vorauszahlungen konnen auch fur die in § 8 aufgefuhrten Teil-
malinahmen verlangt werden. Vorauszahlungen werden nicht verzinst.

§ 11 - Falligkeit

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides fallig. Die
Stadt kann auf Antrag Stundungen oder Verrentungen bewilligen.

(2) Bei Verrentung wird der Beitrag durch Bescheid in eine Schuld umgewandelt,
die in héchstens 20 Jahresleistungen zu entrichten ist. Der Antrag ist vor Fallig-
keit des Beitrags bzw. der Vorausleistung zu stellen. Wird der Beitrag fruher als
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fallig, so ist der Antrag inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe zu stellen. In dem Bescheid sind Hohe
und Zeitpunkt der Falligkeit der Jahresleistungen zu bestimmen. Der jeweilige
Restbetrag ist jahrlich mit 3 vom Hundert GUber dem zu Beginn des Jahres gel-
tenden Basiszinssatz nach § 247 des Burgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen.
Die Jahresraten sind wiederkehrende Leistungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr.
3 des Gesetzes uUber die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung. Die Bei-
tragsschuldnerin oder der Beitragsschuldner kann am Ende jeden Jahres den
Restbetrag ohne weitere Zinsverpflichtung tilgen. Bei VerauRerung des Grund-
sticks oder des Erbbaurechts wird der Beitrag in voller Hohe des Restbetrags
fallig.

§ 12 - Ablosung

Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Ver-
trag zwischen Beitragspflichtigem und Stadt in HOhe des voraussichtlich entstehen-
den Anspruchs abgeldst werden. Fur die Berechnung des Ablésebetrages gelten die
Bestimmungen dieser Satzung.



§ 13 - Datenverarbeitung

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Beitrage im Rahmen
der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen perso-
nenbezogenen und grundsticksbezogenen Daten gemald § 10 Abs. 4 in Verbindung
mit § 9 Abs. 2 Nr. 1 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) aus Datenbestanden, die der
Stadt/dem Amt aus der Prufung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28
Baugesetzbuch (BauGB) bekannt geworden sind und aus dem beim Landesamt flr
Vermessung und Geoinformation gefuhrten Liegenschaftskataster, aus den beim
Grundbuchamt geflhrten Grundbuchern, aus den bei dem Amt Nortorfer Land geflhr-
ten Personenkonten sowie Meldedateien und den bei der unteren Bauaufsichtsbe-
hérde sowie dem Amt Nortorfer Land gefliihrten Bauakten zuldssig. Das Amt Nortorfer
Land darf sich diese Daten von den genannten Amtern und Behérden Gibermitteln las-
sen und nur zum Zwecke der Beitragserhebung nach dieser Satzung weiterverarbei-
ten.

§ 14 - Inkrafttreten

Diese 5. Nachtragssatzung tritt nach ihrer Bekanntmachung ruckwirkend zum
01.12.2014 in Kraft.

Nortorf, 06.09.2018
Stadt Nortorf
Der Burgermeister



	§ 1 - Allgemeines
	§ 2 - Beitragsfähiger Aufwand
	§ 3 - Beitragspflichtige / Beitragspflichtiger
	§ 4 - Vorteilsregelung, Stadtanteil
	§ 5 - Abrechnungsgebiet - Verteilung des umlagefähigen Aufwandes
	§ 6 - Beitragsmaßstab
	§ 7 - Entstehung der Beitragspflicht
	§ 8 - Kostenspaltung
	§ 9 -  Beitragsbescheid
	§ 10 - Vorauszahlungen
	§ 11 - Fälligkeit
	§ 12 - Ablösung
	§ 13 - Datenverarbeitung
	§ 14 - Inkrafttreten

